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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2009 Ausgegeben und versendet am 27. Jänner 2009 6. Stück 

14.  Gesetz vom 19. November 2008, mit dem die Burgenländische Landarbeitsordnung 1977 geändert 
wird (XIX. Gp. RV 975 AB 983) [CELEX Nr. 32008L0088] 

15.  Gesetz vom 19. November 2008, mit dem das Burgenländische Gesundheitswesengesetz geändert wird 
 (XIX. Gp. RV 976 AB 982) 
16.  Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Oberwart vom 15. Jänner 2009 betreffend die Aufhebung 

eines Teiles der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Oberschützen vom 11. April 2008, mit 
der Pflichten der Besitzer und Verwahrer von Hunden festgelegt werden 

 

 
14. Gesetz vom 19. November 2008, mit dem die Burgenländische Landarbeitsordnung 1977 
geändert wird 

Der Landtag hat in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287, zuletzt geändert durch 
das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, beschlossen: 

Die Burgenländische Landarbeitsordnung 1977, LGBl. Nr. 37, zuletzt geändert durch das Gesetz 
LGBl. Nr. 9/2008, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird im Abschnitt 2 nach „§ 10a Teilzeitarbeit“ folgende Eintragung eingefügt: 
„§ 10b Abbau von Zeitguthaben“ 

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Eintragung zu § 39k: 
„§ 39k Beitragsleistung in besonderen Fällen“ 

3. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Eintragung zu § 39l: 
„§ 39l Auswahl der Betrieblichen Vorsorgekasse“ 

4. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Eintragung zu § 39n: 
„§ 39n Beendigung des Beitrittsvertrages und Wechsel der Betrieblichen Vorsorgekasse“ 

5. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Eintragung zu § 39r: 
„§ 39r Verfügungsmöglichkeiten der oder des Anwartschaftsberechtigten über die Abfertigung“ 

6. Im Inhaltsverzeichnis wird im Abschnitt 2a nach „§ 39u Kündigungs- und Entlassungsschutz bei Ster-
bebegleitung und der Begleitung schwersterkrankter Kinder“ folgende Eintragung eingefügt: 
„§ 39v Anwendung auf freie Dienstverhältnisse“ 

7. Im Inhaltsverzeichnis wird im Abschnitt 4 vor „§ 56 Tagesarbeitszeit und Wochenarbeitszeit“ folgende 
Eintragung eingefügt: 
„§ 55a Regelung durch Betriebsvereinbarung“ 

8. Im Inhaltsverzeichnis lautet die Eintragung zu § 57: 
„§ 57 Arbeitsspitzen“ 

9. § 7 Abs. 2 Z 11 lautet: 
 „11. vereinbarte tägliche oder wöchentliche Normalarbeitszeit der Dienstnehmerin oder des Dienst-

nehmers,“
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10. Im § 7 Abs. 2 Z 13 wird die Wortfolge „Mitarbeitervorsorgekasse (MV-Kasse)“ durch die Wortfolge 
„Betriebliche Vorsorgekasse (BV-Kasse)“ ersetzt. 

11. § 10a Abs. 1 und 2 lauten: 
„(1) Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die vereinbarte Wochenarbeitszeit im Durchschnitt 

 1. die gesetzliche wöchentliche Normalarbeitszeit (§ 56) oder 
 2. eine durch Normen der kollektiven Rechtsgestaltung festgelegte kürzere wöchentliche Normal-

arbeitszeit oder 
 3. eine im Betrieb üblicherweise allgemein festgelegte wöchentliche Normalarbeitszeit, die kürzer 

als die wöchentliche Normalarbeitszeit gemäß Z 1 oder 2 ist, 
unterschreitet. 

(2) Ausmaß und Lage der Arbeitszeit gemäß Abs. 1 und ihre Änderung sind zu vereinbaren, sofern sie 
nicht durch Betriebsvereinbarung festgesetzt werden. Die Änderung des Ausmaßes der regelmäßigen 
Arbeitszeit bedarf der Schriftform. Eine ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit auf einzelne Tage und 
Wochen kann im Vorhinein vereinbart werden.“ 

12. Nach § 10a Abs. 4 werden folgende Abs. 4a bis 4f eingefügt: 
„(4a) Für Mehrarbeitsstunden gemäß Abs. 4 gebührt ein Zuschlag von 25 %. § 65 Abs. 2 ist anzuwenden. 
(4b) Mehrarbeitsstunden sind nicht zuschlagspflichtig, wenn 

 1. sie innerhalb des Kalendervierteljahres oder eines anderen festgelegten Zeitraums von drei Mo-
naten, in dem sie angefallen sind, durch Zeitausgleich im Verhältnis 1 : 1 ausgeglichen werden; 

 2. bei gleitender Arbeitszeit die vereinbarte Arbeitszeit innerhalb der Gleitzeitperiode im Durch-
schnitt nicht überschritten wird. § 61 Abs. 6 ist sinngemäß anzuwenden. 

(4c) Sieht der Kollektivvertrag für Vollzeitbeschäftigte eine kürzere wöchentliche Normalarbeitszeit 
als 40 Stunden vor und wird für die Differenz zwischen kollektivvertraglicher und gesetzlicher Normalar-
beitszeit kein Zuschlag oder ein geringerer Zuschlag als nach Abs. 4a festgesetzt, sind Mehrarbeits-
stunden von Teilzeitbeschäftigten im selben Ausmaß zuschlagsfrei oder mit dem geringeren Zuschlag 
abzugelten. 

(4d) Sind neben dem Zuschlag nach Abs. 4a auch andere gesetzliche oder kollektivvertragliche Zu-
schläge für diese zeitliche Mehrleistung vorgesehen, gebührt nur der höchste Zuschlag. 

(4e) Abweichend von Abs. 4a kann eine Abgeltung von Mehrarbeitsstunden durch Zeitausgleich ver-
einbart werden. Der Mehrarbeitszuschlag ist bei der Bemessung des Zeitausgleichs zu berücksichtigen 
oder gesondert auszuzahlen. Die Abs. 4b bis 4d sind auch auf die Abgeltung durch Zeitausgleich anzu-
wenden. 

(4f) Der Kollektivvertrag kann Abweichungen von Abs. 4a bis 4e zulassen.“ 

13. § 10a Abs. 9 lautet: 
„(9) Die Abs. 2 bis  4, 5 und 8 gelten nicht für Teilzeitbeschäftigungen gemäß den §§ 26j, 26k, 26q, 

105f, 105g und 105m.“ 

14. Nach § 10a wird folgender § 10b eingefügt: 

„§ 10b 
Abbau von Zeitguthaben 

(1) Wird bei Durchrechnung der Normalarbeitszeit (§ 56a) mit einem Durchrechnungszeitraum von 
mehr als 26 Wochen der Zeitpunkt des Ausgleichs von Zeitguthaben nicht im Vorhinein festgelegt und 
bestehen 
 1. bei einem Durchrechnungszeitraum von bis zu 52 Wochen nach Ablauf des halben Durch-

rechnungszeitraums oder 
 2. bei einem längeren Durchrechnungszeitraum nach Ablauf von 26 Wochen 
Zeitguthaben, ist der Ausgleichszeitpunkt binnen vier Wochen festzulegen oder der Ausgleich binnen 
13 Wochen zu gewähren. Anderenfalls kann die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer den Zeitpunkt 
des Ausgleichs mit einer Vorankündigungsfrist von vier Wochen selbst bestimmen, sofern nicht zwin-
gende betriebliche Erfordernisse diesem Zeitpunkt entgegenstehen, oder eine Abgeltung in Geld verlangen. 
Durch Kollektivvertrag oder Betriebsvereinbarung können abweichende Regelungen getroffen werden. 

(2) Wird bei Überstundenarbeit, für die Zeitausgleich gebührt, der Zeitpunkt des Ausgleichs nicht im 
Vorhinein vereinbart, ist 
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 1. der Zeitausgleich für noch nicht ausgeglichene Überstunden, die bei Durchrechnung der Normal-
arbeitszeit (§ 56a) oder gleitender Arbeitszeit (§ 58) durch Überschreitung der durchschnittlichen 
Normalarbeitszeit entstehen, binnen sechs Monaten nach Ende des Durchrechnungszeitraums  
oder der Gleitzeitperiode, 

 2. in sonstigen Fällen der Zeitausgleich für sämtliche in einem Kalendermonat geleistete und noch 
nicht ausgeglichene Überstunden binnen sechs Monaten nach Ende des Kalendermonats,  

zu gewähren. 
Durch Kollektivvertrag können abweichende Regelungen getroffen werden. 

(3) Wird der Zeitausgleich für Überstunden nicht innerhalb der Frist nach Abs. 2 gewährt, kann die 
Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer den Zeitpunkt des Zeitausgleichs mit einer Vorankündigungsfrist 
von vier Wochen einseitig bestimmen, sofern nicht zwingende betriebliche Erfordernisse diesem Zeit-
punkt entgegen stehen, oder eine Abgeltung in Geld verlangen.“ 

15. Im § 17 Abs. 4 wird die Wortfolge „regelmäßigen Wochenarbeitszeit“ durch die Wortfolge „wöchent-
lichen Normalarbeitszeit“ ersetzt. 

16. Im § 32 Abs. 1 wird die Wortfolge „regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit“ durch die Wortfolge 
„wöchentlichen Normalarbeitszeit“ ersetzt. 

17. § 39e Abs. 1 lautet: 
„(1) Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer und Dienstgeberinnen oder Dienstgeber können ab Be-

ginn des zweiten Dienstjahres eine Bildungskarenz gegen Entfall des Arbeitsentgelts für die Dauer von 
mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr vereinbaren. Eine neuerliche Bildungskarenz kann frühestens 
nach dem Ablauf von vier Jahren ab dem Antritt der letzten Bildungskarenz (Rahmenfrist) vereinbart 
werden. Die Bildungskarenz kann auch in Teilen vereinbart werden, wobei die Dauer eines Teils mindes-
tens drei Monate zu betragen hat und die Gesamtdauer der einzelnen Teile innerhalb der Rahmenfrist, die 
mit Antritt des ersten Teils der Bildungskarenz zu laufen beginnt, ein Jahr nicht überschreiten darf. Bei 
der Vereinbarung über die Bildungskarenz ist auf die Interessen der Dienstnehmerin oder des Dienstneh-
mers und auf die Erfordernisse des Betriebs Rücksicht zu nehmen. In Betrieben, in denen ein für die 
Dienstnehmerin oder den Dienstnehmer zuständiger Betriebsrat errichtet ist, ist dieser auf Verlangen der 
Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers den Verhandlungen beizuziehen.“ 

18. Nach § 39e Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt: 
„(1a) Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer und Dienstgeberinnen oder Dienstgeber können eine 

Bildungskarenz für die Dauer von mindestens drei Monaten bis zu einem Jahr auch in einem befristeten 
Dienstverhältnis in einem Saisonbetrieb (§ 155 Abs. 6) vereinbaren, sofern das befristete Dienstverhältnis 
ununterbrochen drei Monate gedauert hat und jeweils vor dem Antritt einer Bildungskarenz oder einer 
neuerlichen Bildungskarenz eine Beschäftigung zur selben Dienstgeberin oder zum selben Dienstgeber im 
Ausmaß von mindestens einem Jahr vorliegt. Zeiten von befristeten Dienstverhältnissen zur selben 
Dienstgeberin oder zum selben Dienstgeber, die innerhalb eines Zeitraums von vier Jahren vor Antritt der 
jeweiligen Bildungskarenz und gegebenenfalls nach Rückkehr aus der mit dieser Dienstgeberin oder 
diesem Dienstgeber zuletzt vereinbarten Bildungskarenz liegen, sind hinsichtlich des Erfordernisses der 
Mindestbeschäftigungsdauer zusammenzurechnen. Abs. 1 vorletzter und letzter Satz sind anzuwenden.“ 

19. Im § 39j Abs. 1 wird die Wortfolge „Mitarbeitervorsorgekasse (MV-Kasse)“ durch die Wortfolge 
„Betriebliche Vorsorgekasse (BV-Kasse)“ ersetzt. 

20. Nach § 39j Abs. 1a wird folgender Abs. 1b eingefügt: 
„(1b) Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer hat für die Dauer einer mit einem Rechtsträger nach 

§ 8 Abs. 1 ZDG abgeschlossenen Vereinbarung nach § 7a ZDG gegen diesen als Dienstgeberin oder 
Dienstgeber, allenfalls nach § 39k Abs. 5 und 6 des Landarbeitsgesetzes 1984 gegen den Familienlasten-
ausgleichsfonds (FLAF) Anspruch auf eine Beitragsleistung nach diesem Gesetz an die vom Rechtsträger 
ausgewählte BV-Kasse.“ 

21. § 39k lautet: 

„§ 39k 
Beitragsleistung in besonderen Fällen 

(1) Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Präsenz- oder Ausbil-
dungsdienstes nach den §§ 19, 37 bis 39 WG 2001 bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch 
auf eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe von 1,53 % der fiktiven 
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Bemessungsgrundlage in Höhe des Kinderbetreuungsgeldes gemäß § 3 Abs. 1 Kinderbetreuungsgeldge-
setz - KBGG. Dies gilt nicht für den zwölf Monate übersteigenden Teil eines Wehrdienstes als Zeitsoldat 
gemäß § 19 Abs. 1 Z 5 WG 2001, eines Auslandseinsatzpräsenzdienstes gemäß § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001 
oder eines Ausbildungsdienstes. In den Fällen des § 19 Abs. 1 Z 6, 8 und 9 WG 2001 hat die Dienstneh-
merin oder der Dienstnehmer für einen zwölf Monate übersteigenden Teil Anspruch auf eine Beitragsleis-
tung durch den Bund in derselben Höhe; die Beiträge sind vom Bund im Wege der Versicherungsanstalt 
öffentlicher Bediensteter in die BV-Kasse seiner bisherigen Dienstgeberin oder seines bisherigen Dienst-
gebers zu leisten. 

(2) Die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer hat für die Dauer des jeweiligen Zivildienstes nach 
§ 6a ZDG sowie für die Dauer des Auslandsdienstes nach § 12b ZDG bei weiterhin aufrechtem Dienst-
verhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe von 
1,53 % der fiktiven Bemessungsgrundlage nach Abs. 1 erster Satz. 

(3) Für die Dauer eines Anspruchs auf Krankengeld nach dem ASVG hat die Dienstnehmerin oder der 
Dienstnehmer bei weiterhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch die 
Dienstgeberin oder den Dienstgeber in Höhe von 1,53 % einer fiktiven Bemessungsgrundlage. Diese 
richtet sich nach der Hälfte des für den Kalendermonat vor Eintritt des Versicherungsfalles gebührenden 
Entgelts. Sonderzahlungen sind bei der Festlegung der fiktiven Bemessungsgrundlage außer Acht zu 
lassen. 

(4) Für die Dauer eines Anspruchs auf Wochengeld nach dem ASVG hat die Dienstnehmerin bei wei-
terhin aufrechtem Dienstverhältnis Anspruch auf eine Beitragsleistung durch die Dienstgeberin oder den 
Dienstgeber in Höhe von 1,53 % einer fiktiven Bemessungsgrundlage in Höhe eines Monatsentgelts, 
berechnet nach dem in den letzten drei Kalendermonaten vor dem Versicherungsfall der Mutterschaft 
(§ 120 Abs. 1 Z 3 ASVG) gebührenden Entgelt, einschließlich anteiliger Sonderzahlungen, es sei denn, 
diese sind für die Dauer des Wochengeldbezugs fortzuzahlen. Bei einem neuerlichen Eintritt eines Be-
schäftigungsverbots nach § 97 
 1. unmittelbar im Anschluss an eine vorherige Karenz nach diesem Gesetz im selben Dienstverhältnis 

oder 
 2. nach einer Beschäftigung im selben Dienstverhältnis zwischen einer Karenz und dem neuerlichen 

Beschäftigungsverbot nach § 97, die kürzer als drei Kalendermonate dauert, 
 3. nach einer Beschäftigung in einem Dienstverhältnis, das nach der Beendigung des karenzierten 

Dienstverhältnisses und vor dem neuerlichen Beschäftigungsverbot begründet worden ist, die 
kürzer als drei Kalendermonate dauert, 

ist als Bemessungsgrundlage das für den Kalendermonat vor dem Beschäftigungsverbot, das dieser Ka-
renz unmittelbar vorangegangen ist, gebührende Monatsentgelt (berechnet nach dem ersten Satz), im Fall 
der Z 3 das für den letzten Kalendermonat vor dem Eintritt des neuerlichen Beschäftigungsverbots gebüh-
rende volle Monatsentgelt heranzuziehen. 

(5) Für Zeiten des Kinderbetreuungsgeldbezugs hat die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer oder 
die ehemalige Dienstnehmerin oder der ehemalige Dienstnehmer, wenn der Zeitraum zwischen dem Be-
ginn des Kinderbetreuungsgeldbezugs und dem Ende des letzten diesem Gesetz oder gleichartigen öster-
reichischen Rechtsvorschriften unterliegenden Dienstverhältnisses nicht mehr als drei Jahre beträgt, An-
spruch auf eine Beitragsleistung zu Lasten des FLAF in Höhe von 1,53 % des jeweils nach § 3 Abs. 1 
KBGG, nach § 5a Abs. 1 KBGG oder nach § 5b Abs. 1 KBGG bezogenen Kinderbetreuungsgeldes. 

(6) Für die Einhebung der Beiträge nach Abs. 1 bis 5 ist § 39j Abs. 1 bis 1b dieses Gesetzes anzuwen-
den. Gemäß § 39k Abs. 8 des Landarbeitsgesetzes 1984 ist für die Einhebung der Beiträge nach § 39k 
Abs. 6 und 6a des Landarbeitsgesetzes 1984 dessen § 39j Abs. 2, 2b und 3 anzuwenden.“ 

22. In der Überschrift zu § 39l und § 39n wird jeweils das Wort „Mitarbeitervorsorgekasse“ durch die 
Wortfolge „Betriebliche Vorsorgekasse“ ersetzt. 

23. In den §§ 39j, 39l, 39m, 39n, 39o, 39p, 39q, 39r, 199 und in Artikel 2 des Gesetzes LGBl. Nr. 31/2003 
wird jeweils die Abkürzung „MV-Kasse“ durch die Abkürzung „BV-Kasse“ ersetzt. 

24. In den §§ 39m, 39n, 39q und 199 wird jeweils die Abkürzung „BMVG“ durch die Abkürzung 
„BMSVG“ ersetzt. 

25. § 39p lautet: 
„§ 39p 

Anspruch auf Abfertigung 
(1) Die oder der Anwartschaftsberechtigte hat bei Beendigung des Dienstverhältnisses gegen die BV-

Kasse Anspruch auf eine Abfertigung. 
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(2) Der Anspruch auf eine Verfügung nach § 39r Abs. 1 über die Abfertigung besteht nicht bei Been-
digung des Dienstverhältnisses 
 1. durch Kündigung durch die Anwartschaftsberechtigte oder den Anwartschaftsberechtigten, aus-

genommen bei Kündigung während einer Teilzeitbeschäftigung nach den §§ 26j, 26k, 26q sowie 
§§ 105f, 105g oder 105m, 

 2. durch verschuldete Entlassung, 
 3. durch unberechtigten vorzeitigen Austritt, oder 
 4. sofern noch keine drei Einzahlungsjahre (36 Beitragsmonate) seit der ersten Beitragszahlung 

gemäß § 39j oder § 39k nach der erstmaligen Aufnahme der Erwerbstätigkeit im Rahmen eines 
Dienstverhältnisses oder der letztmaligen Verfügung (ausgenommen Verfügungen nach § 39r 
Abs. 1 Z 2 oder  Z 3 oder § 39s Abs. 2a des Landarbeitsgesetzes 1984) einer Abfertigung ver-
gangen sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k sind zusammenzurechnen, unabhängig davon, 
ob sie bei einer Dienstgeberin oder einem Dienstgeber oder mehreren Dienstgeberinnen oder 
mehreren Dienstgebern zurückgelegt worden sind. Beitragszeiten nach § 39j oder § 39k aus zum 
Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs weiterhin aufrechten Dienstverhältnissen sind 
nicht einzurechnen. Für Abfertigungsbeiträge auf Grund einer Kündigungsentschädigung, einer 
Ersatzleistung gemäß § 75 oder auf Grund eines gemäß § 21 fortgezahlten Entgelts sind als Bei-
tragszeiten auch Zeiten nach der Beendigung des Dienstverhältnisses in dem sich aus § 11 Abs. 2 
ASVG ergebenden Ausmaß anzurechnen. 

(3) Die Verfügung über diese Abfertigung (Abs. 2) kann von der oder dem Anwartschaftsberechtigten 
erst bei Anspruch auf Verfügung über eine Abfertigung bei Beendigung eines oder mehrerer darauf fol-
gender Dienstverhältnisse verlangt werden. 

(4) Die Verfügung über die Abfertigung kann, sofern die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer in 
keinem Dienstverhältnis steht, jedenfalls verlangt werden 
 1. nach Vollendung des Anfallsalters für die vorzeitige Alterspension aus der gesetzlichen Pensi-

onsversicherung oder nach Vollendung des 62. Lebensjahres (Korridorpension nach § 4 Abs. 2 
des Allgemeinen Pensionsgesetzes - APG), wenn dieses Anfallsalter zum Zeitpunkt der Beendi-
gung des Dienstverhältnisses niedriger ist als das Anfallsalter für die vorzeitige Alterspension aus 
der gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums oder 

 2. ab der Inanspruchnahme einer Eigenpension aus der gesetzlichen Pensionsversicherung oder 
gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums (Zeit-
punkt der Zustellung des rechtskräftigen Bescheids), oder 

 3. wenn für die Dienstnehmerin oder den Dienstnehmer seit mindestens fünf Jahren keine Beiträge 
nach diesem Gesetz oder gleichartigen österreichischen Rechtsvorschriften zu leisten sind. 

(5) Besteht bei Beendigung eines Dienstverhältnisses, das nach Inanspruchnahme einer Eigenpension 
aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums begründet wurde, Anspruch auf eine Abfertigung, kann nur noch eine 
Verfügung nach § 39r Abs. 1 Z 1 oder 4 über die Abfertigung verlangt werden, ohne dass die in Abs. 2 
festgelegten Voraussetzungen für die Verfügung über die Abfertigung vorliegen müssen. Gleiches gilt bei 
Beendigung eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses gemäß § 5 Abs. 2 ASVG, nach der Inan-
spruchnahme einer Eigenpension aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung oder gleichartigen Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums, das vor diesem Zeitpunkt begründet 
wurde. 

(6) Die oder der Anwartschaftsberechtigte hat die von ihr oder ihm beabsichtigte Verfügung über die 
Abfertigung der BV-Kasse schriftlich bekannt zu geben. Darin kann die oder der Anwartschafts-
berechtigte die BV-Kasse weiters beauftragen, auch die Verfügungen im Sinne des § 39r Abs. 1 über 
Abfertigungen aus anderen BV-Kassen zu veranlassen.“ 

26. Im § 39q Abs. 1 wird das Zitat „§ 39r Abs. 1 Z 1, 3 und 4 oder Abs. 3“ durch das Zitat „§ 39r Abs. 1 
Z 1, 3 und 4, Abs. 3 oder  § 39s Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes 1984“ ersetzt. 

27. § 39q Abs. 2 und 3 lauten: 
„(2) Die Abfertigung ist am Ende des zweitfolgenden Kalendermonats nach der Geltendmachung des 

Anspruchs gemäß § 39p Abs. 6 fällig und binnen fünf Werktagen entsprechend der Verfügung der 
Dienstnehmerin oder des Dienstnehmers nach § 39r Abs. 1 Z 1, 3 und 4 zu leisten, wobei die Frist für die 
Fälligkeit frühestens mit dem Ende des Tages der Beendigung des Dienstverhältnisses oder der sich aus 
§ 39p Abs. 4 oder § 39r Abs. 3 erster Satz ergebenden Zeitpunkte zu laufen beginnt. Nach Verfügungen 
gemäß § 39r Abs. 1 Z 1, 3 und 4 oder Auszahlungen nach § 39s Abs. 3 des Landarbeitsgesetzes 1984 
hervorkommende, noch zu dieser Abfertigungsanwartschaft gehörige Beträge, sind als Nachtragszahlung 
unverzüglich fällig. 
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(3) Die oder der Anwartschaftsberechtigte kann die BV-Kasse einmalig anweisen, die Durchführung 
von Verfügungen nach § 39r Abs. 1 Z 1, 3 oder 4 oder Abs. 3 ein bis sechs ganze Monate nach Fälligkeit 
vorzunehmen. An eine solche Anweisung ist die BV-Kasse nur dann gebunden, wenn sie spätestens 
14 Tage vor Fälligkeit gemäß Abs. 1 bei ihr einlangt. Im Aufschubzeitraum ist die Abfertigung im Rah-
men der Veranlagungsgemeinschaft weiter zu veranlagen. Mit dem Ende des letzten vollen Monats des 
Aufschubzeitraums ist eine ergänzende Ergebniszuweisung vorzunehmen.“ 

28. § 39r lautet: 

„§ 39r 
Verfügungsmöglichkeiten der oder des Anwartschaftsberechtigten 

über die Abfertigung 
(1) Nach Beendigung des Dienstverhältnisses kann die oder der Anwartschaftsberechtigte, ausge-

nommen in den in § 39p Abs. 2 genannten Fällen, 
 1. die Auszahlung der gesamten Abfertigung als Kapitalbetrag verlangen; 
 2. die gesamte Abfertigung bis zum Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 weiterhin in der 

BV-Kasse veranlagen; 
 3. die Übertragung der gesamten Abfertigung in die BV-Kasse der neuen Dienstgeberin oder des 

neuen Dienstgebers verlangen; 
 4. die Überweisung der gesamten Abfertigung 
 a) an ein Versicherungsunternehmen, bei dem die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer bereits 

Versicherte oder Versicherter im Rahmen einer betrieblichen Kollektivversicherung (§ 18f des 
Versicherungsaufsichtgesetzes) ist oder an ein Versicherungsunternehmen ihrer oder seiner 
Wahl als Einmalprämie für eine von der Anwartschaftsberechtigten oder von dem Anwartschafts-
berechtigten nachweislich abgeschlossene Pensionszusatzversicherung (§ 108b EStG 1988) oder 

 b) an eine Pensionskasse oder an eine Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskassen-
gesetzes - PKG, bei der die oder der Anwartschaftsberechtigte bereits Berechtigte oder Be-
rechtigter im Sinne des § 5 PKG ist, als Beitrag gemäß § 15 Abs. 3 Z 10 PKG 

 verlangen. 
(2) Gibt die oder der Anwartschaftsberechtigte die Erklärung über die Verwendung des Abfertigungs-

betrags nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung des Dienstverhältnisses oder nach den sich aus 
§ 39p Abs. 4 Z 1 oder 3 ergebenden Zeitpunkten ab, ist der Abfertigungsbetrag weiter zu veranlagen. Im 
Falle eines innerhalb der Verfügungsfrist eingeleiteten arbeitsgerichtlichen Verfahrens über abfertigungs-
relevante Umstände (etwa Entgeltansprüche oder die Art der Beendigung des Dienstverhältnisses) kann 
die Dienstnehmerin oder der Dienstnehmer entweder innerhalb der Frist nach dem ersten Satz oder inner-
halb von sechs Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft des Gerichtsurteils verfügen. 

(3) Die oder der Anwartschaftsberechtigte kann, auch wenn die Voraussetzungen des § 39p Abs. 2 für 
eine Verfügung über die Abfertigung nicht vorliegen, sowie nach einer Verfügung nach Abs. 1 Z 2 (ab-
weichend von Abs. 2) eine Verfügung über die gesamte Abfertigung in der jeweiligen BV-Kasse im Sin-
ne des Abs. 1 Z 3 verlangen, wenn die Abfertigungsanwartschaft seit der Beendigung des Dienst-
verhältnisses mindestens drei Jahre beitragsfrei gestellt ist. Die Verfügung kann nach dem Ablauf der 
Dreijahresfrist vorgenommen werden.“ 

29. Nach § 39u wird folgender § 39v eingefügt: 

„§ 39v 
Anwendung auf freie Dienstverhältnisse 

Die §§ 39j bis 39r gelten auch für freie Dienstverhältnisse im Sinne des § 4 Abs. 4 ASVG, für freie 
Dienstverhältnisse von geringfügig beschäftigten Personen gemäß § 5 Abs. 2 ASVG sowie für freie 
Dienstverhältnisse von Vorstandsmitgliedern im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 6 ASVG, die auf einem privat-
rechtlichen Vertrag beruhen, mit der Maßgabe, dass 
 1. an die Stelle der Begriffe „Dienstnehmerin oder Dienstnehmer“ und „Dienstverhältnis“ die Beg-

riffe „freie Dienstnehmerin oder freier Dienstnehmer“ und „freies Dienstverhältnis“ treten, 
 2. § 39j Abs. 2, § 39l Abs. 3 vierter und fünfter Satz, Abs. 3a und 3b und § 39p Abs. 2 Z 4 letzter 

Satz nicht anzuwenden sind, 
 3. für freie Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer, welchen das Entgelt für längere Zeiträume als 

einen Monat gebührt, das monatliche Entgelt im Hinblick auf die Berechnung der fiktiven Be-
messungsgrundlage nach § 39k Abs. 3 oder 4 nach § 44 Abs. 8 ASVG zu berechnen ist.“ 
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30. Im Abschnitt 4 wird vor § 56 folgender § 55a eingefügt: 

„§ 55a 
Regelung durch Betriebsvereinbarung 

Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird, können Regelungen, zu denen der Kollektivvertrag 
nach diesem Gesetz ermächtigt ist, durch Betriebsvereinbarung zugelassen werden, wenn 
 1. der Kollektivvertrag die Betriebsvereinbarung dazu ermächtigt, oder 
 2. für die betroffenen Dienstgeberinnen oder Dienstgeber mangels Bestehen einer kollektiv-

vertragsfähigen Körperschaft auf Dienstgeberinnen- und Dienstgeberseite kein Kollektivvertrag 
abgeschlossen werden kann.“ 

31. § 56 Abs. 2 bis 6 lauten: 
„(2) Die wöchentliche Normalarbeitszeit darf 40 Stunden, für Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer 

mit freier Station, die mit der Dienstgeberin oder dem Dienstgeber in Hausgemeinschaft leben, 
42 Stunden nicht überschreiten, soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt wird. 

(3) Die tägliche Normalarbeitszeit darf neun Stunden nicht überschreiten. Der Kollektivvertrag kann 
eine tägliche Normalarbeitszeit von bis zu zehn Stunden zulassen. Darüber hinaus gehende Verlänge-
rungsmöglichkeiten bleiben unberührt. 

(4) Fällt in Verbindung mit Feiertagen die Arbeitszeit an Werktagen aus, um den Dienstnehmerinnen 
und Dienstnehmern eine längere zusammenhängende Freizeit zu ermöglichen, so kann die ausfallende 
Normalarbeitszeit auf die Werktage von höchstens 13 zusammenhängenden, die Ausfallstage einschlie-
ßenden Wochen verteilt werden. Der Kollektivvertrag kann den Einarbeitungszeitraum verlängern. Die 
tägliche Normalarbeitszeit darf bei einem Einarbeitungszeitraum von bis zu 13 Wochen zehn Stunden 
nicht überschreiten. 

(5) Die Betriebsvereinbarung kann eine tägliche Normalarbeitszeit von bis zu zehn Stunden zulassen, 
wenn die gesamte Wochenarbeitszeit regelmäßig auf vier Tage verteilt wird. In Betrieben, in denen kein 
Betriebsrat errichtet ist, kann eine solche Arbeitszeiteinteilung schriftlich vereinbart werden. 

(6) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt, kann 
durch Kollektivvertrag eine wöchentliche Normalarbeitszeit von bis zu 60 Stunden und eine tägliche 
Normalarbeitszeit von bis zu zwölf Stunden zugelassen werden. § 61 ist nicht anzuwenden.“ 

32. § 56a lautet: 

„§ 56a 
Durchrechnung der Arbeitszeit 

(1) Der Kollektivvertrag kann zulassen, dass in einzelnen Wochen eines Durchrechnungszeitraums 
von bis zu einem Jahr die wöchentliche Normalarbeitszeit 
 1. bei einem Durchrechnungszeitraum von bis zu acht Wochen auf höchstens 50 Stunden, 
 2. bei einem längeren Durchrechnungszeitraum auf höchstens 48 Stunden 
ausgedehnt wird, wenn sie innerhalb dieses Zeitraums im Durchschnitt die in § 56 Abs. 2 festgelegte 
wöchentliche Normalarbeitszeit nicht überschreitet. Der Kollektivvertrag kann einen längeren Durch-
rechnungszeitraum unter der Bedingung zulassen, dass der zur Erreichung der durchschnittlichen wö-
chentlichen Normalarbeitszeit erforderliche Zeitausgleich jedenfalls in mehrwöchigen zusammen-
hängenden Zeiträumen verbraucht wird. Der Kollektivvertrag kann eine Übertragung von Zeitguthaben in 
den nächsten Durchrechnungszeitraum zulassen. 

(2) Abweichend von § 55a kann der Kollektivvertrag für Betriebe mit dauernd weniger als fünf 
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmern zulassen, dass eine Arbeitszeiteinteilung nach Abs. 1 schriftlich 
vereinbart wird.“ 

33. § 57 lautet: 

„§ 57 
Arbeitsspitzen 

(1) Während der Arbeitsspitzen darf die wöchentliche Normalarbeitszeit in der Landwirtschaft um 
drei Stunden verlängert werden; sie ist in der arbeitsschwachen Zeit so zu verkürzen, dass die im § 56 
Abs. 2 festgelegte wöchentliche Normalarbeitszeit im Jahresdurchschnitt nicht überschritten wird. 
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(2) Die Verteilung der wöchentlichen Normalarbeitszeit auf die Zeiten der Arbeitsspitzen kann durch 
Kollektivvertrag bestimmt werden. Fehlt eine kollektivvertragliche Regelung, gilt für die wöchentliche 
Normalarbeitszeit folgende Verteilung: 
 1. für die 42-Stundenwoche: 
  durch 13 Wochen ................ 45 Stunden, 
  durch 26 Wochen ................ 42 Stunden, 
  durch 13 Wochen ................ 39 Stunden; 
 2. für die 40-Stundenwoche: 
  durch 13 Wochen ................ 43 Stunden, 
  durch 26 Wochen ................ 40 Stunden, 
  durch 13 Wochen ................ 37 Stunden. 

(3) Wird eine für Zeiten der Arbeitsspitzen nach Abs. 1 und 2 verlängerte Arbeitszeit nicht innerhalb 
eines Dienstjahres, bei kürzerer Beschäftigungsdauer bis zum Ende der Beschäftigung, durch eine ver-
kürzte Arbeitszeit ausgeglichen, sind die über die wöchentlichen Normalarbeitszeit nach § 56 Abs. 2 
hinaus geleisteten und nicht ausgeglichenen Arbeitsstunden als Überstunden nach § 65 zu entlohnen. 

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 56a.“ 

34. Im § 58 Abs. 1 und 3 Z 4 wird jeweils das Wort „Tagesarbeitszeit“ durch die Wortfolge „täglichen 
Normalarbeitszeit“ ersetzt. 

35. § 58 Abs. 4 lautet: 
„(4) Die tägliche Normalarbeitszeit darf zehn Stunden nicht überschreiten. Die wöchentliche Normal-

arbeitszeit darf innerhalb der Gleitzeitperiode die wöchentliche Normalarbeitszeit gemäß § 56 Abs. 2 im 
Durchschnitt nur insoweit überschreiten, als Übertragungsmöglichkeiten von Zeitguthaben nach der 
Gleitzeitvereinbarung vorgesehen sind.“ 

36. Im § 59 Abs. 1 wird das Wort „Wochenarbeitszeit“ durch die Wortfolge „wöchentliche Normalar-
beitszeit“ ersetzt. 

37. § 60 lautet: 

„§ 60 
Arbeitszeit bei Schichtarbeit 

(1) Bei mehrschichtiger Arbeitsweise ist ein Schichtplan zu erstellen. Die wöchentliche Normal-
arbeitszeit darf 
 1. innerhalb des Schichtturnusses oder 
 2. bei Durchrechnung der wöchentlichen Normalarbeitszeit gemäß § 56a innerhalb des Durchrech-

nungszeitraums 
im Durchschnitt die nach § 56 Abs. 2 zulässige Dauer nicht überschreiten. 

(2) Der Kollektivvertrag kann für Betriebe gemäß § 5 Abs. 4 eine tägliche Normalarbeitszeit von bis 
zu zwölf Stunden zulassen.“ 

38. § 61 Abs. 1 lautet: 
„(1) Überstundenarbeit liegt vor, wenn 

 1. die Grenzen der nach §§ 56 bis 60 zulässigen wöchentlichen Normalarbeitszeit oder 
 2. die Grenzen der nach §§ 56 bis 60 zulässigen täglichen Normalarbeitszeit überschritten werden, 

die sich aus einer zulässigen Verteilung der wöchentlichen Normalarbeitszeit auf die einzelnen 
Arbeitstage ergibt.“ 

39. Im § 61 Abs. 3 Z 3 wird die Wortfolge „höchstens 15“ durch die Wortfolge „höchstens 17“ ersetzt. 

40. Im § 61 Abs. 4 Z 3 wird die Wortfolge „höchstens 15“ durch die Wortfolge „höchstens 20“ ersetzt. 

41. § 61a Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Wochenarbeitszeit darf einschließlich Überstunden 52 Stunden, in den Fällen des § 61 Abs. 3 

oder 4 60 Stunden nicht überschreiten. Diese Höchstgrenze darf auch beim Zusammentreffen einer ande-
ren Verteilung der wöchentlichen Normalarbeitszeit mit Arbeitszeitverlängerungen keinesfalls überschrit-
ten werden.“ 
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42. Dem § 73 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) Ist wegen Fehlens von Aufzeichnungen über die geleisteten Arbeitsstunden die Feststellung der 

tatsächlich geleisteten Arbeitszeit unzumutbar, werden Verfallsfristen gehemmt.“ 

43. Im § 108 Abs. 2 entfällt das Wort „regelmäßige“. 

44. Im § 108b Abs. 3 entfällt die Wortfolge „oder deren Bevollmächtigten“. 

45. Nach § 112 Abs. 3 erster Satz wird folgender Satz eingefügt: 
„Die Dienstgeberin oder der Dienstgeber ist von der Entnahme der Probe zu verständigen.“ 

46. Nach § 235 Abs. 3 wird folgender Abs. 3a eingefügt: 
„(3a) Auch Verstöße gegen die Aufzeichnungspflichten gemäß § 73 sind hinsichtlich jeder einzelnen 

Dienstnehmerin oder jedes einzelnen Dienstnehmers gesondert zu bestrafen, wenn durch das Fehlen der 
Aufzeichnungen die Feststellung der tatsächlich geleisteten Arbeitszeit unmöglich oder unzumutbar wird.“ 

47. § 290 Abs. 1 lautet: 
„(1) Soweit in diesem Landesgesetz auf die nachstehenden Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese 

in folgenden Fassungen anzuwenden: 
 1. Hausgehilfen- und Hausangestelltengesetz, BGBl. Nr. 235/1962, zuletzt geändert durch das Ge-

setz BGBl. I Nr. 100/2002, 
 2. Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 68/2008, 
 3. Exekutionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2008, 
 4. Allgemeines Sozialversicherungsgesetz - ASVG, BGBl. Nr. 189/1955, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 92/2008, 
 5. Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 85/2008, 
 6. Bauern-Sozialversicherungsgesetz - BSVG, BGBl. Nr. 559/1978, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 92/2008, 
 7. Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz  GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, zuletzt geändert durch 

das Gesetz BGBl. I Nr. 92/2008, 
 8. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 100/2008, 
 9. Zivilprozessordnung - ZPO, RGBl. Nr. 120/1895, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 7/2006, 
 10. Allgemeines Pensionsgesetz (APG), BGBl. I Nr. 142/2004, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 31/2007, 
 11. Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz - ASGG, BGBl. Nr. 104/1985, zuletzt geändert durch das Ge-

setz BGBl. I Nr. 82/2008, 
 12. Bundesgesetz über die Spaltung von Kapitalgesellschaften (SpaltG), BGBl. Nr. 304/1996, zuletzt 

geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 70/2008, 
 13. Wehrgesetz 2001 - WG 2001, BGBl. I Nr. 146, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 17/2008, 
 14. Zivildienstgesetz 1986 - ZDG, BGBl. Nr. 679, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 2/2008, 
 15. Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 82/2008, 
 16. Arbeitsmarktförderungsgesetz - AMFG, BGBl. Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 82/2008, 
 17. Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), BGBl. I Nr. 103/2001, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 76/2007, 
 18. Betriebliches Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz - BMSVG, BGBl. I Nr. 100/2002, 

zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 102/2007, 
 19. Investmentfondsgesetz - InvFG 1993, BGBl. Nr. 532, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 69/2008, 
 20. Pensionskassengesetz - PKG, BGBl. Nr. 281/1990, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 107/2007, 
 21. Feiertagsruhegesetz 1957, BGBl. Nr. 153, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 191/1999, 



Landesgesetzblatt Nr. 14/2009 88

 22. Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 98/2001, 

 23. Schulunterrichtsgesetz 1986 - SchUG, BGBl. Nr. 472, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 28/2008, 

 24. Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 26/2008, 

 25. Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 28/2008, 

 26. Entwicklungszusammenarbeitsgesetz (EZA-G), BGBl. I Nr. 49/2002, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 65/2003, 

 27. Chemikaliengesetz 1996 - ChemG 1996, BGBl. I Nr. 53/1997, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 13/2006, 

 28. Pflanzenschutzmittelgesetz 1997, BGBl. I Nr. 60, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 55/2007, 

 29. Abfallwirtschaftsgesetz 2002 - AWG 2002, BGBl. I Nr. 102, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 54/2008, 

 30. Biozid-Produkte-Gesetz (BiozidG), BGBl. I Nr. 105/2000, zuletzt geändert durch das Gesetz 
BGBl. I Nr. 151/2004, 

 31. ArbeitnehmerInnenschutzgesetz - ASchG, BGBl. Nr. 450/1994, zuletzt geändert durch das Ge-
setz BGBl. I Nr. 13/2007, 

 32. Ärztegesetz 1998 - ÄrzteG 1998, BGBl. I Nr. 169, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 
Nr. 57/2008, 

 33. Land- und Forstwirtschaftliches Berufsausbildungsgesetz - LFBAG, BGBl. Nr. 298/1990, zuletzt 
geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2008, 

 34. Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 292/1921, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 35/2006, 
 35. Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/1923, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 143/2004, 
 36. Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz 1991 - APSG, BGBl. Nr. 683, zuletzt geändert durch das Gesetz 

BGBl. I Nr. 56/2005, 
 37. Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 70/2008, 
 38. GmbH-Gesetz - GmbHG, RGBl. Nr. 58/1906, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 70/2008, 
 39. Arbeitsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 77/2007, 
 40. Unternehmensgesetzbuch (Handelsgesetzbuch), dRGBl. S 219/1897, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 70/2008, 
 41. Nationalrats-Wahlordnung 1992, BGBl. Nr. 471, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 147/2008, 
 42. SCE-Gesetz, BGBl. I Nr. 104/2006, 
 43. Versicherungsaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 569/1978, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 70/2008, 
 44. Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I 

Nr. 103/2007, 
 45. Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz - AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, zuletzt geändert durch 

das Gesetz BGBl. I Nr. 84/2008, 
 46. Landarbeitsgesetz 1984, BGBl. Nr. 287, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 82/2008.“ 

48. Der bisherige § 292 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“ und folgender Abs. 2 wird angefügt: 
„(2) Das Gesetz LGBl. Nr. 14/2009 tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft, so-

weit in den folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt wird: 
 1. § 39k Abs. 1 gilt nur für Auslandseinsatzpräsenzdienste gemäß § 19 Abs. 1 Z 9 WG 2001, die 

nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes angetreten werden. 
 2. § 39k Abs. 6a des Landarbeitsgesetzes 1984 gilt auch für zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 

dieses Gesetzes laufende Bildungskarenzen. 
 3. Dienstnehmerinnen oder Dienstnehmer und Dienstgeberinnen oder Dienstgeber, die bereits vor 

dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eine Bildungskarenz vereinbart haben, können eine neuerliche 
Bildungskarenz frühestens drei Jahre nach der Rückkehr aus dieser Bildungskarenz vereinbaren.
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 4. § 39j Abs. 1 zweiter Satz findet keine Anwendung auf vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes 
bestehende freie Dienstverhältnisse von Personen im Sinne des § 39v. 

 5. § 39v findet keine Anwendung auf zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes beste-
hende freie Dienstverhältnisse mit vertraglich festgelegten Abfertigungsansprüchen sowie auf 
unmittelbar nachfolgende mit derselben Dienstgeberin oder demselben Dienstgeber oder einer 
Dienstgeberin oder einem Dienstgeber im Konzern (§ 46 Abs. 3 Z 2 BMSVG) abgeschlossene 
freie Dienstverhältnisse mit solchen Abfertigungsansprüchen.“ 

 
Artikel 2 

Artikel 2 Abs. 6 lit. c des Gesetzes LGBl. Nr. 31/2003 lautet: 
 „c) die Überweisung des vereinbarten Übertragungsbetrags hat jährlich mindestens mit je einem 

Fünftel zuzüglich der Rechnungszinsen von 6 % per anno des noch aushaftenden Über-
tragungsbetrags zu erfolgen, vorzeitige Überweisungen sind zulässig;“ 

 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
 
 

15. Gesetz vom 19. November 2008, mit dem das Burgenländische Gesundheitswesen-
gesetz geändert wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Gesundheitswesengesetz, LGBl. Nr. 5/2006, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 und im § 2 Abs. 2 wird das Zitat „LGBl. Nr. 70/2005“ durch das Zitat „LGBl.  
Nr. 61/2008“ ersetzt. 

2. Im § 5 Abs. 1 Z 2 wird die Jahreszahl „2005“ durch die Jahreszahl „2008“ ersetzt. 

3. Im § 5 Abs. 1 Z 5 wird die Jahreszahl „2005“ durch die Jahreszahl „2008“, und die Jahreszahl „2008“ 
durch die Jahreszahl „2013“ ersetzt.

4. Im § 6 Abs. 1 wird die Wortfolge „in folgender Höhe (fiktiv, kein Vorwegabzug) bereitgehalten:“ durch 
die Wortfolge „in der erforderlichen (vereinbarten) Höhe bereitgehalten.“ ersetzt; die Z1 und 2 entfallen. 

5. Im § 7 Z 1 wird der Klammerausdruck „(Art. 15 Abs. 1 der Vereinbarung)“ durch den Klammeraus-
druck „(Art. 19 Abs. 1 der Vereinbarung)“ ersetzt. 

6. Dem § 8 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:  
„Die Leitung obliegt der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Burgenländischen Krankenan-
stalten-Gesellschaft m.b.H.“ 

7. § 10 Abs. 1 Z 6 lautet:  
 „6. ein vom Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger entsandtes Mitglied ohne 

Stimmrecht,“ 

8. Im § 11 Abs. 1 wird das Wort „drei“ durch das Wort „zwei“ ersetzt. 

9. § 12 Abs. 1 Z 3 und 4 lauten:  
 „3. Abstimmung der Inhalte sowie allfälliger Anpassungen, Wartungen und Weiterentwicklungen 

der regionalen Strukturpläne Gesundheit (Detailplanungen gemäß Art. 3 und 4 der Vereinbarung)  
bzw. von Kapazitätsfestlegungen für die Erbringung von Gesundheitsleistungen in allen Sektoren 
des Gesundheitswesens, wobei die Qualitätsvorgaben gemäß Z 1 zu berücksichtigen sind; 

 4. Erprobung und Umsetzung von Modellen zur sektorenübergreifenden Finanzierung des ambulan-
ten Bereichs sowie Umsetzung von leistungsorientierten Vergütungssystemen (ergebnisorientiert, 
pauschaliert und gedeckelt) unter Berücksichtigung aller Gesundheitsbereiche auf Basis entspre-
chender Dokumentationssysteme;“  
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10. Im § 12 Abs. 1 Z 17 wird das Zitat „11. Abschnitt“ durch das Zitat „13. Abschnitt“ ersetzt. 

11. § 12 Abs. 1 Z 18 entfällt. 

12. Im § 23 Z 1 wird das Zitat „BGBl. I Nr. 88/2005“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 120/2008“ ersetzt. 

13. § 23 Z 2 lautet:  
 „2. Finanzausgleichsgesetz 2008 - FAG 2008, BGBl. I Nr. 103/2007, zuletzt geändert durch das 

Gesetz BGBl. I Nr. 85/2008;“ 

14. Im § 24 Abs. 2 wird die Jahreszahl „2008“ durch die Jahreszahl „2013“ ersetzt. 

15. Dem § 24 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) Die Änderungen des § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Z 2 und 5, § 6 Abs. 1, § 7 Z 1, § 8 Abs. 1,  

§ 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1 Z 3, 4 und 17, § 23 Z 1 und 2 sowie die Änderung des § 24 Abs. 2, jeweils durch 
das Gesetz LGBl. Nr. 15/2009, sowie der Entfall von § 12 Abs. 1 Z 18 in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 5/2006 treten mit 1. Jänner 2008 in Kraft; § 10 Abs. 1 Z 6 in der Fassung des Gesetzes LGBl.  
Nr. 15/2009 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“ 
 
 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Prior  Nießl 
 
 
 

16. Verordnung der Bezirkshauptmannschaft Oberwart vom 15. Jänner 2009 betreffend 
die Aufhebung eines Teiles der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ober-
schützen vom 11. April 2008, mit der Pflichten der Besitzer und Verwahrer von Hunden 
festgelegt werden 

Auf Grund des § 89 Abs. 2 Burgenländische Gemeindeordnung 2003 - Bgld. GemO 2003, LGBl.  
Nr. 55, idgF, in Verbindung mit § 92 Abs. 2 und 3 Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 159/1960, 
idgF, wird verfügt: 

Die Worte „keine Gehflächen (Gehsteige, Gehwege)“ im § 1 der Verordnung des Gemeinderates der 
Gemeinde Oberschützen vom 11. April 2008, ohne Zahl, mit der Pflichten der Besitzer und Verwahrer 
von Hunden festgelegt werden, werden als gesetzwidrig aufgehoben. 

 
Der Bezirkshauptmann: 
i.A. Mag. Baumgartner 
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